
Nachschlagewerk: ja 5
BGHZ: nein

BGHR: ja

W G  §S 6, 23 ff.

Die §§ 23 ff. W G  sind grundsätzlich neben § 6 W G  anwend­
bar, wenn mit der Verletzung einer Sicherheitsvorschrift 
eine Gefahrerhöhung verbunden ist.
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

Verkündet am:
8. Juli 1987 
Hellmann,
Justizamtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

IVa ZR 19/86 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Firma Import + Export GmbH, Straße 70-72,
, vertreten durch die Geschäftsführerin Doris D ^ B  

ebenda,
Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

Versicherungsbank WaG, Pf 
, vertreten durch den Vorstand, tstraße 16,

Beklagten und Revisionsbeklagten, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der IVa-Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Richter Rottmül­
ler, Dehner, Dr. Zopfs und Dr. Ritter auf die mündliche Ver­
handlung vom 8. Juli 1987

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des 18. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 10. Januar 1986 wird zurückge­
wiesen .

Die Klägerin trägt die Kosten des Revisions­
verfahrens.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin war bei dem beklagten Versicherungsverein 
durch eine Geschäfts- und Betriebsversicherung ab 20. Sep­
tember 1982 für ihre damalige Uhrengroßhandlung in der 
^l^^straße 20 in unter anderem gegen Einbruchdieb­
stahl versichert. Dem Versicherungsvertrag lagen unter 
anderem die Sicherungs-Beschreibung und -Vereinbarung zur 
Einbruchdiebstahl-Versicherung und die Besonderen Beding­
ungen für die Geschäfts- und Betriebsversicherung zugrunde.

Die Sicherungs-Beschreibung und -Vereinbarung enthält 
die Verpflichtung der Klägerin, eine Alarmanlage zu instal-
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Heren. Direkt über der Unterschriftszeile ist noch ein Pas- 
sus angebracht, der unter anderem lautet:

"Risikobegrenzung vor Anbringung von Sicherungen: 
Der Antragsteller/Versicherungsnehmer hat unver­
züglich die vereinbarten Sicherungen anbringen 
zu lassen. Solange die vereinbarten Sicherungen 
nicht angebracht und voll gebrauchsfähig sind, 
haftet der Versicherer nur für Schäden, die auch 
durch diese Sicherungen nicht verhindert worden 
wären. ...
Diese Sicherungs-Beschreibung und -Vereinbarung 
ist wichtiger Bestandteil des Vertrages ... ."

In den Besonderen Bedingungen für die Geschäfts- und 
Betriebsversicherung sind Klauseln für die Einbruchdieb­
stahl- und Raubversicherung enthalten. Sie lauten auszugs­
weise :

15.451-Einbruchmeldeanlage
(1) Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Räume 
und Behältnisse sind durch eine Einbruchmeldean­
lage der im Versicherungsvertrag bezeichneten Art 
(System) überwacht.

(2) Der Versicherungsnehmer hat
a) die Einbruchmeldeanlage nach den Vorschriften 
des Herstellers zu bedienen und stets in voll ge­
brauchsfähigem Zustand zu erhalten;
b) die Einbruchmeldeanlage jeweils scharf zu schal­
ten, solange die Arbeit in dem Betrieb ruht; ver­
tragliche Abweichungen bedürfen der Schriftform;
c) ...
d) Störungen, Mängel oder Schäden unverzüglich 
durch eine vom Verband der Sachversicherer e.V. 
anerkannte Errichterfirma beseitigen lassen;
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e) während jeder Störung oder Gebrauchsunfähig­
keit der Einbruchmeldeanlage die in Nr. 1 genann­
ten Räume und Behältnisse durch einen dort un­
unterbrochen anwesenden Wächter bewachen zu 
lassen ... ."

Die Versicherungssumme wurde am 10. August 1983 rück­
wirkend zum 22. Juli 1983 auf 475.000 DM erhöht.

Die Klägerin betrieb in den damaligen Geschäftsräumen 
eine Uhrengroßhandlung. Die Geschäftsraumtüren waren durch 
Schlösser gesichert; darüber hinaus war eine Alarmanlage in­
stalliert, die binnen 45 Sekunden ausgeschaltet werden 
mußte, um eine Alarmauslösung nach Öffnen der Türen oder 
Fenster zu den Geschäftsräumen zu verhindern. Die Schlüssel 
zu den Türschlössern und zur Alarmanlage befanden sich zu­
nächst im Besitz der Geschäftsführerin der Klägerin und des 
damaligen Mitarbeiters

Anfang März 1983 teilte*M^J^ der Geschäftsführerin 
der Klägerin mit, er habe sämtliche ihm überlassenen Schlüs­
sel zu den Türen und zur Alarmanlage verloren; be-
hauptete, er könne nicht sagen, wie und wo er diese Schlüs­
sel verloren habe. Die Klägerin ließ daraufhin spätestens am 
26. März 1983 die Türschlösser auswechseln; bezüglich des 
abhanden gekommenen Schlüssels zur Alarmanlage unternahm die 
Klägerin nichts.

Die Klägerin zeigte dem Beklagten weder den Verlust der 
Schlüssel noch die Tatsache an, daß nur die Türschlösser 
ausgewechselt wurden, hinsichtlich des Alarmanlageschlüssels
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jedoch nichts unternommen wurde. Der Beklagte erlangte 
hiervon auch nicht anderweitig Kenntnis.

erhielt die neuen Schlüssel zu den Türen der 
Geschäftsräume; einen weiteren Alarmanlagenschlüssel für die 
unveränderte Alarmanlage erhielt er nicht.

Etwa ab Sommer 1983 verschlechterte sich die Beziehung 
zwischen der Klägerin und weil dieser Konkurrenzge­
schäfte betrieb.

wurde ab 17. Oktober 1983 von der Arbeitslei­
stung freigestellt und am selben Tage förmlich zum 31. De­
zember 1983 gekündigt. Die ihm überlassenen, neuen Schlüssel 
gab er zurück.

Am 23. Dezember 1983 zeigte die Klägerin einen Dieb­
stahl in ihren Geschäftsräumen an, der in der Nacht vom 
22. Dezember 1983 zum 23. Dezember 1983 erfolgt sein müsse 
und bei dem Bargeld und eine Vielzahl von Waren entwendet 
worden seien. Bei der hierauf durchgeführten 
Spurensicherung der Polizei wurde festgestellt, daß sich an 
der Tür zu den Geschäftsräumen Einbruchspuren eines 
Einbruchwerkzeugs befanden, die Türe jedoch nicht 
aufgebrochen, sondern aufgeschlossen worden war, falls sie 
überhaupt verschlossen gewesen sein sollte. Die Alarmanlage 
war intakt und ausgeschaltet.

Auch der Schlüssel zur Alarmanlage, der sich noch im 
Besitz der Klägerin befunden hatte, war später nicht mehr 
vorhanden. Die Geschäftsführerin der Klägerin verdächtigte
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als Täter, weshalb gegen diesen ein Ermittlungsver­
fahren eingeleitet wurde, das jedoch mangels Tatnachweises 
eingestellt wurde.

Die Klägerin nimmt den Beklagten für die abhanden 
gekommenen Sachen in Höhe von 300.000 DM in Anspruch. Der 
Beklagte hat den Versicherungsvertrag nicht wegen dieses 
Vorfalles gekündigt.

Der Beklagte weigert sich, Versicherungsschutz zu ge­
währen. Er meint, wenn nicht bereits Leistungsfreiheit gemäß 
§§ 23, 25 W G  anzunehmen sei, so sei er gemäß § 6 Abs. 2 
W G  wegen einer Obliegenheitsverletzung der Klägerin von der 
Verpflichtung zur Leistung befreit; jedenfalls sei er gemäß 
§§ 27, 28 W G  nicht eintrittspflichtig.

Die Klage ist in beiden Vorinstanzen erfolglos geblie­
ben. Mit ihrer Revision verfplgt die Klägerin ihr Klagebe­
gehren weiter.

Entscheidunqsqründe 

Die Revision bleibt ohne Erfolg.

1. Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegan­
gen, daß der Beklagte nicht nach §§ 23, 25 W G  leistungsfrei 
geworden ist, weil nur eine unabhängig von dem Willen des VN 
eingetretene Gefahrerhöhung in Betracht kommt. Darüber be­
steht in der Revisionsinstanz kein Streit mehr.
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2. Das Berufungsgericht sieht eine unabhängig von dem 
Willen des VN eingetretene Gefahrerhöhung darin, daß durch 
den ungeklärten Verlust des Schlüssels zur Schließvorrich­
tung der Alarmanlage ab März 1983 die Möglichkeit bestanden 
habe, nach einem Einbruch in die Geschäftsräume der Klägerin 
mit dem Schlüssel die Alarmanlage auszuschalten. Die Revi­
sion zieht diese tatrichterlichen Feststellungen nicht in 
Zweifel. Sie verweist jedoch darauf, daß von einer Gefahrer­
höhung im Sinne der § 23 ff. W G  nur dann gesprochen werden 
kann, wenn nachträglich eine Gefahrenlage eingetreten ist, 
bei der der Versicherer den in Frage stehenden Versiche­
rungsvertrag entweder überhaupt nicht oder jedenfalls nicht 
zu der vereinbarten Prämie abgeschlossen hätte (BGHZ 79,
156, 158).

Entgegen der Ansicht der Revision ist diese Voraussetzung 
jedoch erfüllt, weil sich aus der Sicherungsvereinbarung und 
den Besonderen Bedingungen ergibt, daß der Beklagte den 
Abschluß des Versicherungsvertrages davon abhängig machte, 
daß eine fremden Personen nicht zugängliche Alarmanlage 
eingebaut und in Betrieb gehalten wurde, wie das in Fällen 
der vorliegenden Art üblich ist.

Der Revision kann auch nicht darin zugestimmt werden, 
daß die Annahme einer Gefahrerhöhung bei der Verletzung 
vertraglich vereinbarter Obliegenheiten zu einem sinnwid­
rigen Ergebnis führe. Die Revision meint in diesem Zusammen­
hang, dies hätte zur Konsequenz, daß die Verletzung einer 
vertraglich zwar nicht ausdrücklich geregelten, aber nach 
dem Sinn und Zweck der ausdrücklich geregelten vertrag­
lichen Obliegenheiten zu diesen gehörenden "Nebenpflicht"
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der Klägerin weitaus härtere Konsequenzen für den Versiche­
rungsschutz hätte, als die Verletzung der ausdrücklich 
geregelten "Hauptobliegenheiten". Das trifft nicht zu. Das 
Unterlassen der Anzeige nach § 27 Abs. 2 W G  kann nicht als 
bloße Verletzung einer zur vertraglichen Hauptobliegenheit 
gehörenden Nebenpflicht angesehen werden. Es stellt vielmehr 
einen Verstoß gegen eine neben den vertraglichen 
Obliegenheiten bestehende gesetzliche Obliegenheit dar, der 
zur Leistungsfreiheit des Versicherers führen kann.

3. Die Revision meint ferner, die Verletzung vertragli­
cher Obliegenheiten zum Zwecke der Verminderung der Gefahr 
oder der Verhütung einer Gefahrerhöhung könne nur die in § 6 
W G  nicht aber die in §§ 23 ff. W G  geregelten Folgen haben. 
Auch dem kann nicht zugestimmt werden.

§ 32 W G  bestimmt, daß vertragliche Obliegenheiten, die zur 
Verminderung der Gefahr oder zur Verhütung einer Gefahrer­
höhung vereinbart werden, durch die Vorschriften über die 
Gefahrerhöhung nicht berührt werden. Das Gesetz spricht aber 
nicht aus, daß diese Vorschriften im Falle der Vereinbarung 
solcher Obliegenheiten durch die Rechtsfolgen bei deren Ver­
letzung verdrängt würden.

Die §§ 23 ff. W G  sind grundsätzlich neben § 6 W G  an­
wendbar, wenn mit der Verletzung einer Sicherheitsvorschrift 
eine Gefahrerhöhung verbunden ist (vgl. Martin, Sachversi­
cherungsrecht 2. Aufl. Anm. N III, 110 f.; Prölss/Martin,
W G  23. Aufl. § 32 Anm. 1; Prölss, VersR 1965, 31? BGHZ 4, 
369, 377; Senatsurteile vom 23.9.1981 - IVa ZR 216/80 - 
VersR 1982, 33, 34; 14.5.1986 - IVa ZR 191/84 - VersR 1986,
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693 f.). Hieran wird festgehalten, weil in der Regel kein 
Verzicht des Versicherers auf die Rechtsfolgen aus §§ 23 ff. 
W G  darin erblickt werden kann, daß er dem VN besondere 
Sicherheitsmaßnahmen auferlegt.

Demgegenüber kann sich die Revision nicht mit Erfolg 
darauf berufen, daß nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes die §§ 23 ff. W G  insoweit nicht für die 
Kfz-Haftpflichtversicherung gelten, wie ihre Anwendbarkeit 
durch die Bestimmung über Schwarzfahrten in § 2 Nr. 2c AKB 
oder durch die Verwendungsklausel des § 2 Nr. 2a AKB ausge­
schlossen wird (vgl. dazu zuletzt Senatsurteil vom 14.5.1986 
aaO). Diese Rechtsprechung beruht darauf, daß § 2 Nr. 2a und 
Nr. 2c AKB eine abschließende Spezialregelung gegenüber 
§§ 23 ff. W G  darstellen. Eine solche abschließende Spezial­
regelung liegt jedoch dann nicht vor, wenn der Versicherer 
mit dem VN lediglich zusätzliche Sicherungsmaßnahmen verein­
bart .

4. Ohne Erfolg rügt die Revision, der Beklagte habe 
nicht vorgetragen, daß es sich nicht um eine nur unerhebli­
che Gefahrerhöhung gehandelt habe. Das Vorliegen einer er­
heblichen Gefahrerhöhung ergibt sich aus dem unstreitigen 
und von dem Berufungsgericht zutreffend gewürdigten Sachver­
halt .



5. Entgegen der Ansicht der Revision hat das Berufungs­
gericht ohne Rechtsfehler festgestellt, daß die Geschäfts­
führerin der Klägerin Kenntnis von der Gefahrerhöhung hatte. 
Es hat dies daraus entnommen, daß sie in Kenntnis von dem 
ungeklärten Verbleib der Schlüssel zu den Türen und der 
Alarmanlage ihrer Uhrengroßhandlung die Schlösser an den 
Türen auswechseln ließ. Darin liegt entgegen der Ansicht der 
Revision kein Verstoß gegen die Lebenserfahrung.

6. Schließlich meint die Revision noch, das Berufungs­
gericht habe nicht festgestellt, daß die Klägerin schuldhaft 
der Anzeigepflicht nach § 27 Abs. 2 W G  nicht nachgekommen 
sei. Sie führt in diesem Zusammenhang aus, aufgrund der ver­
einbarten "Besonderen Bedingungen" habe die. Klägerin nicht 
wissen können, daß sie sich nicht nur an eine anerkannte Er- 
richterfirma für Alarmanlagen wenden, sondern auch noch ge­
genüber dem Beklagten Anzeige erstatten müsse. Auch damit



kann die Revision keinen Erfolg haben. Denn abgesehen davon, 
daß es sich um neues Vorbringen in der Revisionsinstanz han­
delt, weil die Klägerin in den Vorinstanzen lediglich vorge­
bracht hat, sie habe das Auswechseln der Türschlösser für 
ausreichend gehalten und auch halten dürfen, liegt in ihrem 
jetzigen Vorbringen kein hinreichender Entschuldigungsgrund. 
Wenn die Klägerin die jetzt behaupteten Zweifel an dem Be­
stehen der Anzeigepflicht gehabt haben sollte, hätte sie 
sich entsprechend erkundigen müssen.

Dr. Hoegen Rottmüller Dehner

Dr. Zopfs Dr. Ritter
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